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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur vierten Verlängerung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 2313/71 und Nr. 2823/71 über die zeitweilige teilweise 
Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für Wein mit Ursprung 
in und Herkunft aus Algerien, Marokko, Tunesien und der Türkei 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnungen (EWG) Nr. 2313/71 ') und Nr. 
2823/71 “), zuletzt verlängert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1942/74 ^), haben bis zur Einführung einer 
endgültigen Regelung eine Ubergangsregelung für 
die Einfuhr von Wein aus Algerien, Marokko, Tune- 
sien und der Türkei in die Gemeinschaft festgelegt. 
Da die endgültige Regelung noch nicht eingeführt 
ist, empfiehlt es sich, die Übergangsregelung unter 
denselben Bedingungen zu verlängern, die bei ihrer 
Festlegung zugrunde gelegt worden waren, um eine 
Unterbrechung der Weinausfuhren in die Gemein- 
schaft, die für dieses Land von vorrangiger Bedeu- 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 244 
vom 30. Oktober 1971, S. 10 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 285 
vom 29. Dezember 1971, S. 51 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 204 
vom 25. Juli 1974, S. 1 


I tung sind, zu verhindern; es empfiehlt sich, die Gül- 
! tigkeitsdauer bis zum Inkrafttreten der endgültigen 
! Regelung zu begrenzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

I 1. Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
2313/71 erhält folgende Fassung: 

„Sie ist bis zur Einführung einer endgültigen 
Zollregelung für die betroffenen Erzeugnisse 
I gegenüber Algerien und spätestens bis zum 

! 2. Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 

j Nr. 2823/71 erhält folgende Fassung: 

! 31. August 1976 anwendbar." 

j „Sie ist für jedes der betroffenen Länder bis zur 
j Einführung einer endgültigen Zollregelung für 
I die betroffenen Erzeugnisse gegenüber diesen 
Ländern und spätestens bis zum 31. August 1976 
anwendbar." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
j meinschaften in Kraft. 

1 Sie gilt ab 1. September 1975. 


Druck: Thenöe Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56. Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/3990 Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Begründung 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2313/71 des Rates über 
die zeitweilige teilweise Aussetzung der Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs für Wein mit Ursprung 
in und Herkunft aus Algerien und die Verordnung 
(EWG) Nr. 2823/71 zur zeitweiligen Aussetzung der 
Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs für Weine mit 
Ursprung in und Herkunft aus Marokko, Tunesien 
und der Türkei wurden vom Rat als Übergangsrege- 
lungen bis zur Einführung einer endgültigen Rege- 
lung erlassen, um eine Unterbrechung der Weinaus- 
fuhren in die Gemeinschaft, die für dieses Land 
von vorrangiger Bedeutung sind, zu verhindern, 
ohne daß dadurch den Interessen der Gemeinschafts- 
erzeuger geschadet wird. 

Diese Ratsverordnungen, geändert durch die Rats- 
verordnung (EWG) Nr. 1942/74, sind nur bis zum 
31. August 1975 gültig. Vor allem im Hinblick dar- 
auf, daß sich die Verhandlungen mit Marokko, Alge- 
rien und Tunesien in einem fortgeschrittenen Sta- 
dium befinden, ist es möglich, daß endgültige Rege- 
lungen für diese Erzeugnisse bald im Rahmen der 


„Approche Globale" vor diesem Datum definiert und 
erlassen werden können; jedoch ist selbst in diesem 
Falle ihre tatsächliche Anwendung durch die Zoll- 
behörden nicht ohne Verzögerung zu verwirklichen. 
Die Kommission empfiehlt daher dem Rat, die Gel- 
tungsdauer dieser Verordnungen bis spätestens 
31. August 1976 zu verlängern und zu diesem Zweck 
den vorliegenden Vorschlag für eine Verordnung 
anzunehmen. Sobald die endgültigen Regelungen 
tatsächlich in Kraft gesetzt sein werden, erlischt die 
vorliegende Verordnung. 

Unter Zugrundelegung des in der Vergangenheit 
festgestellten Handelsaustausches würde eine ein- 
jährige Verlängerung der genannten teilweisen 
Zollaussetzung vom 1. September 1975 bis 31. August 
1976 eine Verminderung der Zolleinnahmen um 
schätzungsweise 16 Millionen RE zur Folge haben. 

Finanzielle Auswirkung 

Auf der Grundlage der für 1973 verfügbaren Ein- 
fuhrzahlen ergibt sich ein Betrag von ungefähr 
16 Millionen Rechnungseinheiten. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 22. August 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Zo 50/75. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 8. August 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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